 BFG
BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/5200023/2024

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter ***Ri*** in der Beschwerdesache ***Bf1***,
vertreten durch ***V*** (iber die Beschwerden vom 27. Februar 2015 gegen die Bescheide
des damaligen Zollamtes ***ZA1*** (nunmehr Zollamt Osterreich) vom 26. Jinner 2015, Zlen:
*¥**x1-6*** betreffend SGumniszuschlag nach Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung am
23. November 2023 zu Recht erkannt:

I. Der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 26. Janner 2015, ZI. ***1*** wird, soweit er
den Sdumniszuschlag betrifft, gemaRk § 279 Bundesabgabenordnung (BAO) wie folgt
abgeandert:

Hinsichtlich der nachstehend angefiihrten Abgabenschuldigkeiten ist gemall § 9 Abs. 2 und 3
ALSAG die Falligkeit bereits mit Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Da die Abgabe nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet wurde, ist gemaR § 217 Abs. 1 BAO daher ein SGumniszuschlag in
nachstehend angefiihrter Hohe zu entrichten.

Abgabeschuldigkeiten (£) Filligkeit Satz (5Z) Sdumniszuschlag (€)
2006
Altlastenbeitrag 1. Quartal 16.368,00 15.05.2006 2% 327.36
Altlastenbeitrag 2. Quartal 15.648,00 16.08.2006 2% 312,96
Altlastenbeitrag 3. Quartal 25.432,00 15.11.2006 2% 508,64
Altlastenbeitrag 4. Quartal 11.384,00 15.02.2007 2% 227.68

IIl. Der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 26. Janner 2015, ZI. ***2*** 'wird, soweit er
den Saumniszuschlag betrifft, gemall § 279 BAO wie folgt abgedndert:

Hinsichtlich der nachstehend angefiihrten Abgabenschuldigkeiten ist gemall § 9 Abs. 2 und 3
ALSAG die Falligkeit bereits mit Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Da die Abgabe nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet wurde, ist gemaR § 217 Abs. 1 BAO daher ein Sdumniszuschlag in
nachstehend angefiihrter Héhe zu entrichten.
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Abgabeschuldigkeiten (€] Filligkeit Satz (5Z) Sdumniszuschlag (€)
2007
Altlastenbeitrag 4. Quartal 2.304,00 15.02.2008 2% 166,08

[Il. Der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 26. Janner 2015, ZI. ***3*** 'wird, soweit
er den Sdumniszuschlag betrifft, gemald § 279 BAO wie folgt abgeandert:

Hinsichtlich der nachstehend angefiihrten Abgabenschuldigkeiten ist gemall § 9 Abs. 2 und 3
ALSAG die Falligkeit bereits mit Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Da die Abgabe nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet wurde, ist gemaR § 217 Abs. 1 BAO daher ein Sdumniszuschlag in
nachstehend angefiihrter Héhe zu entrichten.

Abgabeschuldigkeiten (€) Filligkeit Satz (SZ) SZumniszuschlag (€)
2008
Altlastenbeitrag 1. Quartal 7.488,00 15.05.2008 2% 149,76
Altlastenbeitrag 2. Quartal 10.368,00 18.08.2008 2% 207,36
Altlastenbeitrag 3. Quartal 5.392,00 17.11.2008 2% 107,84
Altlastenbeitrag 4. Quartal 3.968,00 16.02.2009 2% 79,36

IV.) Der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 26. Janner 2015, ZI. ***4*** wird, soweit
er den Sdumniszuschlag betrifft, gemall § 279 BAO wie folgt abgeandert:

Hinsichtlich der nachstehend angefiihrten Abgabenschuldigkeiten ist gemal § 9 Abs. 2 und 3
ALSAG die Falligkeit bereits mit Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Da die Abgabe nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet wurde, ist gemal § 217 Abs. 1 BAO daher ein Sdumniszuschlag in

nachstehend angefiihrter Héhe zu entrichten.

Abgabeschuldigkeiten (£) Filligkeit Satz (5Z) Sdumniszuschlag (€)
2009
Altlastenbeitrag 3. Quartal 3.592,00 16.11.2009 2% 71,84
Altlastenbeitrag 4. Quartal 5.288,00 15.02.2010 2% 105,76

V.) Der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 26. Janner 2015, ZI. ***5*** wird, soweit

er den Sdumniszuschlag betrifft, gemaRk § 279 BAO wie folgt abgedndert:

Hinsichtlich der nachstehend angefihrten Abgabenschuldigkeiten ist gemall § 9 Abs. 2 und 3
ALSAG die Falligkeit bereits mit Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Da die Abgabe nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet wurde, ist gemal § 217 Abs. 1 BAO daher ein Sdumniszuschlag in
nachstehend angefiihrter Héhe zu entrichten.
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Abgabeschuldigkeiten (€) Filligkeit Satz (SZ) S3umniszuschlag (£)
2010
Altlastenbeitrag 1. Quartal 9.456,00 17.05.2010 2% 189,12
Altlastenbeitrag 2. Quartal 2.688,00 16.08.2010 2% 53,76
Altlastenbeitrag 4. Quartal 13.904,00 15.02.2011 2% 278,08

VI.) Der Spruch des angefochtenen Bescheides vom 26. Janner 2015, ZI. ***6*** wird, soweit
er den Sdumniszuschlag betrifft, gemall § 279 BAO wie folgt abgeandert:

Hinsichtlich der nachstehend angefiihrten Abgabenschuldigkeiten ist gemall § 9 Abs. 2 und 3
ALSAG die Falligkeit bereits mit Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Da die Abgabe nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet wurde, ist gemaR § 217 Abs. 1 BAO daher ein Sdumniszuschlag in
nachstehend angefiihrter Hohe zu entrichten.

Abgabeschuldigkeiten (€) Filligkeit Satz (SZ) Sdumniszuschlag (€)
2011
Altlastenbeitrag 3. Quartal 2.936,00 15.11.2011 2% 58,72

VIIl. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Nach einer bei der Beschwerdefiihrerin (Bf.) durchgefiihrten Betriebspriifung setzte das
Zollamt mit Bescheid vom 26. Janner 2015 ,,die Altlastenbeitragsschuld fir die im Kalenderjahr
2006 abgelagerten Abfille, welche mit Ablauf des jeweiligen Kalendervierteljahres der
Ablagerung entstanden ist” betreffend abgelagerte Baurestmassen sowie betreffend
abgelagerten Bodenaushub fest. Hinsichtlich dieser Abgabenschuld sei die Falligkeit bereits mit
Ablauf des 15. Tages des auf die jeweiligen Kalendervierteljahre der Ablagerung
zweitfolgenden Kalendermonates eingetreten. Aus diesem Grund sei gemal § 217 BAO ein
Saumniszuschlag in Hohe von 7.098,88 Euro zu entrichten.

Mit weiteren Bescheiden vom 26. Janner 2015 setzte das Zollamt in gleicher Weise
Altlastenbeitragsschulden fiir die in den Kalenderjahren 2007, 2008, 2009 und 2010
abgelagerten Abfalle fest (fir die Jahre 2010 Uberdies fir Zwischenlagerungen); ebenso
wurden Sdumniszuschlage festgesetzt. Den Bescheiden betreffend die Jahre 2006, 2007, 2008
und 2009 ist jeweils ein Berechnungsblatt angeschlossen, in welchem die abgelagerten
Baurestmassen entsprechend den Quartalen der genannten Jahre aufgegliedert sind;
betreffend das Jahr 2010 ist eine derartige Aufgliederung nicht enthalten. Die Festsetzung des
Saumniszuschlages gemal § 217 BAO betrug 6.317,76 Euro fiir 2007, 6.590,72 Euro fir 2008,
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7.425,28 Euro flir 2009 und 3.010,72 Euro fiir 2010. Betreffend Sdumniszuschlage wurde fiir
alle Jahre eine Aufgliederung auf die einzelnen Quartale nicht vorgenommen.

Mit weiterem Bescheid vom 26. Janner 2015 wurden Altlastenbeitrage betreffend die
Ablagerung von Baurestmassen jeweils gesondert fiir die vier Quartale des Jahres 2011
festgesetzt (fur die Quartale zwei und vier jeweils mit Null); weiters wurden ohne
Aufgliederung betreffend Quartale Altlastenbeitrage fiir die Ablagerung von Bodenaushub
sowie flr Zwischenlagerung festgesetzt. Die Festsetzung des Sdumniszuschlages gemal} § 217
BAO betrug - ohne Aufgliederung betreffend Quartale - 755,36 Euro fiir 2011.

Das Zollamt gab in der Folge den dagegen fristgerecht erhobenen Beschwerden vom
27. Februar 2015 mit Beschwerdevorentscheidungen vom 26. Februar 2019, ZIn.: ***7%***
KERKQAAK KdkkQrkk KEX]0*** und vom 5. Juni 2019, ZIn.: ¥*¥*11*** und ***12*** teilweise

Folge und dnderte die Hohe der festgesetzten Abgaben wie folgt ab:

Jahr Altlastenbeitrag Saumniszuschlag

2006: 117.696,00 Euro 2.353,92 Euro
2007: 22.896,00 Euro 457,92 Euro
2008: 27.216,00 Euro 544,32 Euro
2009: 11.792,00 Euro 235,84 Euro
2010: 26.048,00 Euro 520,96 Euro
2011: 4.056,00 Euro 58,72 Euro

Mit den Schriftsatzen vom 4. April 2019 und 15. Juli 2019 beantragte die Bf. die Entscheidung
Uber die Beschwerden durch das Bundesfinanzgericht (Vorlageantrage).

Das Bundesfinanzgericht entschied mit Erkenntnis vom 1. Februar 2024, RV/5200046/2019,
wie folgt:

1. Der Beschwerde gegen den Bescheid vom 26. Jdnner 2015, ZI. ***1***, wird teilweise Folge
gegeben.

Spruchpunkt 1) des angefochtenen Bescheides wird gemdf § 279 Bundesabgabenordnung
(BAO) wie folgt abgedindert:

Die mit Ablauf des 1., 2., 3. und 4. Quartals 2006 fiir das Vornehmen von Gelédndeanpassungen
entstandene Altlastenbeitragsschuld wird gemdfs § 201 Abs. 1, Abs. 2 Z. 3 und Abs. 4 BAO iVm §
3Abs.1Z. 1lit.c, §47 3,§6Abs. 127 1lit. b Altlastensanierungsgesetz (ALSAG) in
nachstehender Héhe festgesetzt:
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Quartal Bemessungsgrundlage (Tonnen) Beitragssatz Altlastenbeitrag
1/2006 2.046 8,00 Euro/Tonne 16.368,00 Euro
2/2006 1.956 8,00 Euro/Tonne 15.648,00 Euro
3/2006 3.179 8,00 Euro/Tonne 25.432,00 Euro
4/2006 1.423 8,00 Euro/Tonne 11.384,00 Euro
Summe: 68.832,00 Euro

Die Bemessungsgrundlagen und die Héhe der festgesetzten Abgabe sind der als Beilage
angeschlossenen Abgabenberechnung 2006, die einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses bildet, zu entnehmen.

Der angefochtene Bescheid (iber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Hé6he von
237.248,00 Euro fiir den in der Nassbaggerungsstdtte ***NB*** im Kalenderjahr 2006
abgelagerten Bodenaushub im Ausmaf von 29.656 Tonnen (Spruchpunkt 2) wird gemdfs § 279
BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Séumniszuschlages fiir das Kalenderjahr
2006 wird gemdf3 § 279 BAO aufgehoben.

Il. Der Beschwerde gegen den Bescheid vom 26. Jdnner 2015, ZI. ***2***, wird teilweise Folge
gegeben.
Spruchpunkt 1) des angefochtenen Bescheides wird gemdf § 279 BAO wie folgt abgedindert:

Die mit Ablauf des 1., 2., 3. und 4. Quartals 2007 fiir das Vornehmen von Gelédndeanpassungen
entstandene Altlastenbeitragsschuld wird gemdéfs § 201 Abs. 1, Abs. 2 Z. 3 und Abs. 4 BAO iVm §
3Abs.1Z 1lit.c,§42Z 3, §6Abs. 1Z 1 lit. b Altlastensanierungsgesetz (ALSAG) in
nachstehender Héhe festgesetzt:

Quartal Bemessungsgrundlage (Tonnen) Beitragssatz Altlastenbeitrag
1/2007 164 8,00 Euro/Tonne 1.312,00 Euro
2/2007 164 8,00 Euro/Tonne 1.312,00 Euro
3/2007 164 8,00 Euro/Tonne 1.312,00 Euro
4/2007 1.038 8,00 Euro/Tonne 8.304,00 Euro
Summe: 12.240,00 Euro
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Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind der als Beilage
angeschlossenen Abgabenberechnung 2007, die einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses bildet, zu entnehmen.

Der angefochtene Bescheid (iber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Hé6he von
292.992,00 Euro fiir den in der Nassbaggerungsstdtte ***NB*** im Kalenderjahr 2007
abgelagerten Bodenaushub im Ausmaf3 von 36.624 Tonnen (Spruchpunkt 2) wird gemdf3 § 279
BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Séumniszuschlages fiir das Kalenderjahr
2007 wird gemdf3 § 279 BAO aufgehoben.

Ill. Der Beschwerde gegen den Bescheid vom 26. Jdnner 2015, ZI. ***3*** wird teilweise Folge
gegeben.
Spruchpunkt 1) des angefochtenen Bescheides wird gemdf § 279 BAO wie folgt abgedindert:

Die mit Ablauf des 1., 2., 3. und 4. Quartals 2008 fiir das Vornehmen von Gelédndeanpassungen
entstandene Altlastenbeitragsschuld wird gemdf8 § 201 Abs. 1, Abs. 2 Z. 3 und Abs. 4 BAO iVm §
3Abs.1Z 1lit.c, §4Z 3, §6Abs. 1Z 1 lit. b Altlastensanierungsgesetz (ALSAG) in
nachstehender Hohe festgesetzt:

Quartal Bemessungsgrundlage (Tonnen) Beitragssatz Altlastenbeitrag
1/2008 936 8,00 Euro/Tonne 7.488,00 Euro
2/2008 1.296 8,00 Euro/Tonne 10.368,00 Euro
3/2008 674 8,00 Euro/Tonne 5.392,00 Euro
4/2008 496 8,00 Euro/Tonne 3.968,00 Euro
Summe: 27.216,00 Euro

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind der als Beilage
angeschlossenen Abgabenberechnung 2008, die einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses bildet, zu entnehmen.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Héhe von
302.320,00 Euro fiir den in der Nassbaggerungsstdtte ***NB*** im Kalenderjahr 2008
abgelagerten Bodenaushub im Ausmaf8 von 37.790 Tonnen (Spruchpunkt 2) wird gemdf3 § 279
BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Sidumniszuschlages fiir das Kalenderjahr
2008 wird gemdf3 § 279 BAO aufgehoben.
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IV. Der Beschwerde gegen den Bescheid vom 26. Jdnner 2015, ZI. ***4*** wird teilweise Folge
gegeben.
Spruchpunkt 1) des angefochtenen Bescheides wird gemdfs § 279 BAO wie folgt abgedindert:

Die mit Ablauf des 1., 2., 3. und 4. Quartals 2009 fiir das Vornehmen von Geldndeanpassungen
entstandene Altlastenbeitragsschuld wird gemdfs § 201 Abs. 1, Abs. 2 Z. 3 und Abs. 4 BAO iVm §
3Abs.1Z 1lit.c, §4Z 3, § 6 Abs. 1Z 1 lit. b Altlastensanierungsgesetz (ALSAG) in
nachstehender Héhe festgesetzt:

Quartal Bemessungsgrundlage (Tonnen) Beitragssatz Altlastenbeitrag
1/2009 266 | 8,00 Euro/Tonne 2.128,00 Euro
2/2009 98| 8,00 Euro/Tonne 784,00 Euro
3/2009 449 | 8,00 Euro/Tonne 3.592,00 Euro
4/2009 661 | 8,00 Euro/Tonne 5.288,00 Euro
Summe: 11.792,00 Euro

Die Bemessungsgrundlagen und die Héhe der festgesetzten Abgabe sind der als Beilage
angeschlossenen Abgabenberechnung 2009, die einen Bestandteil des Spruches dieses

Erkenntnisses bildet, zu entnehmen.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Héhe von
359.472,00 Euro fiir den in der Nassbaggerungsstdtte ***NB*** im Kalenderjahr 2006
abgelagerten Bodenaushub im Ausmaf3 von 44.934 Tonnen (Spruchpunkt 2) wird gemdf3 § 279
BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Sdumniszuschlages fiir das Kalenderjahr
2009 wird gemdfs § 279 BAO aufgehoben.

V. Der Beschwerde gegen den Bescheid vom 26. Jinner 2015, ZI. ***5*** wird teilweise Folge
gegeben.
Spruchpunkt 1) des angefochtenen Bescheides wird gemdfs § 279 BAO wie folgt abgedndert:

Die mit Ablauf des 1., 2. und 4. Quartals 2010 fiir das Vornehmen von Geldndeanpassungen
entstandene Altlastenbeitragsschuld wird gemdfs § 201 Abs. 1, Abs. 2 Z. 3 BAO iVm § 3 Abs. 1

Z 1lit.c,§4Z 3, §6Abs. 1Z 1lit. b Altlastensanierungsgesetz (ALSAG) in nachstehender Héhe
festgesetzt:

Quartal Bemessungsgrundlage (Tonnen) Beitragssatz Altlastenbeitrag
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1/2010 1.182 | 8,00 Euro/Tonne 9.456,00 Euro
2/2010 336 | 8,00 Euro/Tonne 2.688,00 Euro
4/2010 1737 | 8,00 Euro/Tonne 13.904,00 Euro

Die Bemessungsgrundlagen und die Héhe der festgesetzten Abgabe sind der als Beilage
angeschlossenen Abgabenberechnung 2010, die einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses bildet, zu entnehmen.

Der angefochtene Bescheid (iber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Héhe von
49.536,00 Euro fiir den in der Nassbaggerungsstdtte ***NB*** im Kalenderjahr 2010
abgelagerten Bodenaushub im Ausmaf von 6.192 Tonnen (Spruchpunkt 2) wird gemdf3 § 279
BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid (iber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Hé6he von
74.952,00 Euro fiir die auf dem Geléinde der Kiesgrube ***KG*** jm Kalenderjahr 2010
zwischengelagerten Baurestmassen im Ausmafs von 9.369 Tonnen (Spruchpunkt 3) wird gemdf3
§ 279 BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Séumniszuschlages fiir das Kalenderjahr
2010 wird gemdf3 § 279 BAO aufgehoben.

VI. Der Beschwerde gegen den Bescheid vom 26. Jénner 2015, ZI. ***6***, wird teilweise Folge
gegeben.
Spruchpunkt 1) des angefochtenen Bescheides wird gemdf § 279 BAO wie folgt abgedindert:

Die mit Ablauf des 1. und 3. Quartals 2011 fiir das Vornehmen von Geléindeanpassungen
entstandene Altlastenbeitragsschuld wird gemdfs § 201 Abs. 1, Abs. 2 Z. 3 BAO iVm § 3 Abs. 1

Z 1lit.c,§4Z 3, §6Abs. 1Z 1lit. b Altlastensanierungsgesetz (ALSAG) in nachstehender Héhe
festgesetzt:

Quartal Bemessungsgrundlage (Tonnen) Beitragssatz Altlastenbeitrag
1/2011 140 | 8,00 Euro/Tonne 1.120,00 Euro
3/2011 367 | 8,00 Euro/Tonne 2.936,00 Euro

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe sind der als Beilage
angeschlossenen Abgabenberechnung 2011, die einen Bestandteil des Spruches dieses
Erkenntnisses bildet, zu entnehmen.
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Der angefochtene Bescheid (iber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Héhe von
122.040,00 Euro fiir den in der Nassbaggerungsstdtte ***NB*** im Kalenderjahr 2011
abgelagerten Bodenaushub im Ausmaf3 von 15.255 Tonnen (Spruchpunkt 2) wird gemdf3 § 279
BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid (iber die Festsetzung eines Altlastenbeitrages in der Hé6he von
77.472,00 Euro fiir die auf dem Geldnde der Kiesgrube ***KG*** im Kalenderjahr 2011
zwischengelagerten Baurestmassen im Ausmafs von 9.684 Tonnen (Spruchpunkt 3) wird gemdf3
§ 279 BAO aufgehoben.

Der angefochtene Bescheid liber die Festsetzung eines Séumniszuschlages fiir das Kalenderjahr
2011 wird gemdfs § 279 BAO aufgehoben.”

Die Bf. erhob dagegen gemal Art. 144 B-VG Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof. Dieses
Verfahren ist im Zeitpunkt des Ergehens dieses Erkenntnisses beim Hochstgericht anhangig.

Zur Begrindung betreffend die Aufhebung der Bescheide (iber die Festsetzung eines
Saumniszuschlages fuhrte das Bundesfinanzgericht an, dass § 201 Abs. 4 BAO nicht fur
Nebenanspriche gelte und daher gegebenenfalls mehrere Sdumniszuschlagsbescheide auch
dann zu erlassen seien, wenn eine zusammengefasste Festsetzung von
Selbstberechnungsabgaben erfolgt sei (vgl. Ritz BAO’, § 201 Tz 48 mwN).

Da in den Beschwerdefallen eine zusammengefasste Festsetzung mehrerer Sdumniszuschlage
fir jeweils ein gesamtes Kalenderjahr erfolgt sei, die Erlassung mehrerer
Saumniszuschlagsbescheide fiir die jeweiligen Kalendervierteljahre aber unterblieben sei, seien
die angefochtenen Bescheide lber die zusammengefasste Festsetzung von Saumniszuschldagen
aufzuheben.

Die Anderungsbefugnis des Bundesfinanzgerichtes sei durch die ,Sache” begrenzt. Sache sei
die Angelegenheit, die den Inhalt des Spruches des angefochtenen Bescheides gebildet habe.
Daher diirfe das Bundesfinanzgericht nicht eine Abgabe - etwa einen Sdumniszuschlag fiir eine
bestimmtes Kalendervierteljahr - erstmals vorschreiben.

Die Berechnung der Bemessungsgrundlagen und der Hohe der festgesetzten Abgaben seien
den als Beilagen angeschlossenen Berechnungsblattern zu entnehmen.

Nach einer gegen das genannte Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 1. Februar 2024
erhobenen Revision des Zollamtes hob der Verwaltungsgerichtshof (VwWGH) das angefiihrte
Erkenntnis im angefochtenen Umfang (Spruchpunkt Il betreffend Sdumniszuschlage fir die
Kalenderjahre 2006 bis 2011) wegen Rechtswidrigkeit seines Inhaltes auf (VWGH 22. Oktober
2024, Ra 2024/13/0058).

Der VWGH fihrte zur Begriindung u.a. (vgl. Rn. 28 u. 29) an, dass es der erkennbaren Absicht
des Gesetzgebers bei Einfligung des § 217 Abs. 10 BAO entsprach, dass (in Ubernahme der
Darlegungen der Finanzadministration) bei zusammengefasster Festsetzung mehrerer Abgaben
iSd § 201 Abs. 4 BAO auch die darauf zu entrichtenden Sdumniszuschlage in einem Bescheid
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zusammengefasst festgesetzt werden kdnnen. Die Erleichterung der automationsunterstiitzten
Festsetzung von Sdumniszuschldgen war auch gerade das Motiv fiir die Anderung (insoweit -
gegeniber der vorangegangenen Rechtslage - Einschrankung auf Abgaben eines Jahres) des

§ 201 Abs. 4 BAO.

Entgegen der Ansicht des Bundesfinanzgerichts konnte daher das - freilich zu begriindende -
Ermessen (insoweit besteht volle Kognition des Bundesfinanzgerichts) dahin ausgelibt werden,
dass eine Festsetzung (auch) der Sdumniszuschlage jeweils fiir ein Kalenderjahr
zusammengefasst erfolgt (vgl. VWGH 2.2.2023, Ra 2020/13/0012, mwN).

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt und Beweiswiirdigung

Den angefochtenen Sdumniszuschlagen liegen folgende Abgabenschuldigkeiten
(Altlastenbeitrag) zugrunde, die mit Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 1. Februar
2024, RV/5200046/2019, in Abdnderung der abgabenbehordlichen Bescheide vom 26. Janner
2015, Zlen: ***1-6***, fiir die jeweiligen Kalendervierteljahre der Kalenderjahre 2006 bis 2011
festgesetzt wurden:

Abgabeschuldigkeiten (£€) Filligkeit

2006
Altlastenbeitrag 1. Quartal 16.368,00 15.05.2006
Altlastenbeitrag 2. Quartal 15.648,00 16.08.2006
Altlastenbeitrag 3. Quartal 25.432,00 15.11.2006
Altlastenbeitrag 4. Quartal 11.384,00  15.02.2007
Summe: 68.832,00

2007
Altlastenbeitrag 1. Quartal 1.312,00  15.05.2007
Altlastenbeitrag 2. Quartal 1.312,00 16.08.2007
Altlastenbeitrag 3. Quartal 1.312,00 15.11.2007
Altlastenbeitrag 4. Quartal 8.304,00 15.02.2008
Summe: 12.240,00

2008
Altlastenbeitrag 1. Quartal 7.488,00 15.05.2008
Altlastenbeitrag 2. Quartal 10.368,00 1B.08.2008
Altlastenbeitrag 3. Quartal 5.392,00 17.11.2008
Altlastenbeitrag 4. Quartal 3.968,00 16.02.2009
Summe: 27.216,00
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2009
Altlastenbeitrag 1. Quartal 2.128,00  15.05.2009
Altlastenbeitrag 2. Quartal 784,00 17.08.2009
Altlastenbeitrag 3. Quartal 3.592,00 16.11.2009
Altlastenbeitrag 4. Quartal 5.288,00 15.02.2010
Summe: 11.792,00

2010
Altlastenbeitrag 1. Quartal 9.456,00 17.05.2010
Altlastenbeitrag 2. Quartal 2.688,00 16.08.2010
Altlastenbeitrag 4. Quartal 13.904,00 15.02.2011
Summe: 26.048,00

2011
Altlastenbeitrag 1. Quartal 1.120,00 16.05.2011
Altlastenbeitrag 3. Quartal 2.936,00 15.11.2011
Summe: 4.056,00

Der Altlastenbeitrag (einschlieRlich der jeweiligen Bemessungsgrundlage und des jeweiligen
Abgabensatzes) wurde fiir jedes Kalendervierteljahr betragsmaRig getrennt ausgewiesen und
damit gesondert festgesetzt.

Die Beschwerdefiihrerin (Bf.) erhob dagegen gemal Art. 144 B-VG Beschwerde beim
Verfassungsgerichtshof. Dieses Verfahren ist im Zeitpunkt des Ergehens dieses Erkenntnisses
beim Hochstgericht anhangig.

Die angeflihrten Abgaben wurden nicht spatestens an den angegebenen Falligkeitstagen
entrichtet.

Der dargestellte Sachverhalt ergibt sich widerspruchsfrei aus dem Inhalt der vorgelegten Akten
und wurde von den Verfahrensparteien nicht bestritten, weshalb ihn das Gericht seiner
Entscheidung auch zugrunde legen konnte.

2. Rechtliche Beurteilung

Wird eine Abgabe, ausgenommen Nebengebiihren (§ 3 Abs. 2 lit. d) nicht spatestens am
Falligkeitstag entrichtet, so sind nach MalRgabe des § 217 BAO Saumniszuschldge zu entrichten.

GemaR § 217 Abs. 2 BAO betragt der erste Sdumniszuschlag 2% des nicht zeitgerecht
entrichteten Abgabenbetrages. Im Fall der nachtraglichen Herabsetzung der Abgabenschuld
hat gemaR § 217 Abs. 8 BAO die Berechnung der SGumniszuschldge unter riickwirkender
Berlicksichtigung des Herabsetzungsbetrages zu erfolgen.

Gemal § 217 Abs. 10 BAO sind Sdumniszuschlage, die den Betrag von 50,00 Euro nicht
erreichen, nicht festzusetzen. Dies gilt fir Abgaben, deren Selbstberechnung nach den
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Abgabenvorschriften angeordnet oder gestattet ist, mit der Mal3gabe, dass die Summe der
Saumniszuschlage fiir Nachforderungen gleichartiger, jeweils mit einem Abgabenbescheid oder
Haftungsbescheid geltend gemachter Abgaben maligebend ist.

Gemal § 9 Abs. 2 Altlastensanierungsgesetz (ALSAG, BGBI. Nr. 299/1989 idF BGBI.

Nr. 201/1996) hat der Beitragschuldner spatestens am 15. Tag (Falligkeitstag) des auf das
Kalendervierteljahr (Anmeldungszeitraum) zweitfolgenden Kalendermonates eine Anmeldung
bei dem fiir die Einhebung zustandigen Hauptzollamt einzureichen, in der er den fir den
Anmeldungszeitraum zu entrichtenden Beitrag selbst zu berechnen hat. Die Anmeldung gilt als
Abgabenerklarung. Der Beitragschuldner hat den Beitrag spatestens am Falligkeitstag zu
entrichten.

Ein gemal § 201 BAO, in der jeweils geltenden Fassung, festgesetzter Beitrag hat den in Abs. 2
genannten Falligkeitstag (§ 9 Abs. 3 ALSAG).

Die Bf. bestreitet weder, dass die dem Saumniszuschlag zugrundeliegende Abgabenschuld am
Falligkeitstag aushaftete noch wendet sie ein, dass einer der im Gesetz angefiihrten, der
Festsetzung eines Saumniszuschlages entgegenstehenden Griinde vorliegt.

Eine allfallige sachliche Unrichtigkeit der zugrundeliegenden Bescheide Uber die Festsetzung
des Altlastenbeitrages konnte der Beschwerde deshalb nicht zum Erfolg verhelfen, weil nach
standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (z.B. VWGH 26.5.1999, 99/13/0054;
18.9.2003, 2002/16/0072) die Sdumniszuschlagspflicht lediglich den Bestand einer formellen
Abgabenschuld voraussetzt.

Das Rechtschutzinteresse des Bf. ist dennoch gewahrt, weil gemall § 217 Abs. 8 BAO eine
amtswegige Herabsetzung von Sdumniszuschlagen vorzunehmen ist, soweit die ebenfalls
bekdampften Bescheide betreffend Altlastenbeitrag durch das Bundesfinanzgericht etwa im
Gefolge einer hochstgerichtlichen Entscheidung abgeandert werden.

Saumniszuschlage gehoren zu den Nebenanspriichen iSd § 3 Abs. 2 BAO und stellen nach
Abs. 1 der zitierten Bestimmung Abgaben dar. Sie sind mit Abgabenbescheid (§ 198 BAO)
geltend zu machen. Auch Bescheide tiber SGumniszuschlage kénnen Teil eines
Sammelbescheids sein (VWGH 2.2.2023, Ra 2020/13/0012).

§ 201 Abs. 4 BAO ermoglicht u.a. die zusammengefasste Festsetzung des Altlastenbeitrages fir
mehrere oder alle Kalendervierteljahre eines Kalenderjahres in einer Summe, ohne dass die in
einem Quartal geschuldeten Abgabenbetrage im Bescheid gesondert angefiihrt werden

mussten.

Bei in einem Bescheid zusammengefasst festgesetzten Selbstberechnungsabgaben (§ 201
Abs. 4 BAO) sind die SGumniszuschlage fiir die Anwendbarkeit der Bagatellgrenze
zusammenzurechnen. Diese Regelung spricht, ebenso wie der Umstand, dass es sich bei
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Sdaumniszuschlagen um Nebengebiihren der Abgaben (§ 3 Abs. 2 lit. d BAO) handelt, dafr,
dass die Sdumniszuschlage fiir zusammengefasst festgesetzte Abgaben im Bescheid in einer
Summe ausgewiesen werden konnen (vgl. wiederum VwWGH 2.2.2023, Ra 2020/13/0012).

Diesem Verfahren liegt das Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes vom 1. Februar 2024,
RV/5200046/2019, betreffend Sdumniszuschlage zugrunde, in dem die ordentliche Revision fur
nicht zulassig erklart wurde. Gegen dieses Erkenntnis wurde eine Amtsrevision erhoben. Der
Verwaltungsgerichtshof hat in der Folge die angefochtene Entscheidung betreffend
Saumniszuschlage mit Erkenntnis vom 22. Oktober 2024, Ra 2024/13/0058, wegen
Rechtswidrigkeit seines Inhaltes aufgehoben.

Bei zusammengefasster Festsetzung mehrerer Abgaben iSd § 201 Abs. 4 BAO kann nach den
Ausfiihrungen des VWGH im aufhebenden Erkenntnis das Ermessen dahin ausgelibt werden,
dass eine Festsetzung (auch) der Sdumniszuschlage jeweils fiir ein Kalenderjahr
zusammengefasst erfolgt.

Das Bundesfinanzgericht hat im Allgemeinen nach der Sachlage zu entscheiden, welche im
Zeitpunkt seiner Entscheidung vorliegt (vgl. etwa VWGH 31.1.2024, Ra 2021/13/0128;
VwGH 13.6.2023, Ra 2020/16/0118; VWGH 15.2.2023, Ra 2020/13/0045; VWGH 20.11.2018,
Ra 2018/16/0159; Ritz, BAO7, § 279 Tz 31). Daher sind Veranderungen des Sachverhaltes zu
beriicksichtigen.

Es ist daher zunachst zu prifen, ob durch die Abanderung der abgabenbehdrdlichen Bescheide
vom 26. Janner 2015, Zlen: ***1-6***, betreffend Altlastenbeitrag durch das Erkenntnis des
Bundesfinanzgerichtes vom 1. Februar 2024, RV/5200046/2019, weiterhin eine
zusammengefasste Festsetzung von Selbstberechnungsabgaben iSd § 201 Abs. 4 BAO vorliegt
oder insoweit eine Anderung der Sachlage eingetreten ist.

Malgeblich fiir die Beurteilung ist der Spruch des genannten Erkenntnisses.

Dass im Spruch dieses Erkenntnisses der Altlastenbeitrag (einschlieRlich der jeweiligen
Bemessungsgrundlage und des jeweiligen Abgabensatzes) fiir jedes Kalendervierteljahr
betragsmaRig getrennt ausgewiesen und damit gesondert festgesetzt wurde, spricht im
Beschwerdefall gegen das Vorliegen einer zusammengefassten Festsetzung des
Altlastenbeitrages fur jeweils ein gesamtes Kalenderjahr nach § 201 Abs. 4 BAO. Im Fall von
getrennt ausgewiesenen und gesondert festgesetzten Abgaben fihrt nach der Rechtsprechung
des VWGH auch eine Summenbildung der Bemessungsgrundlagen und der Abgabenbetriage im
Sammelbescheid nicht zu einer Beurteilung als zusammengefasste Festsetzung (vgl. wiederum
VWGH 2.2.2023, Ra 2020/13/0012, betreffend die Beurteilung einer Zusammenfassung von
Uber ein Kalenderjahr hinausgehenden Abgabenanspriichen). Vor dem Hintergrund dieser
Rechtsprechung andert an dieser Beurteilung auch die im jeweiligen Spruch des BFG-
Erkenntnisses angefilihrte Bestimmung des § 201 Abs. 4 BAO nichts.
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Im Ergebnis liegt daher keine zusammengefasste Festsetzung von Selbstberechnungsabgaben
flir ein Kalenderjahr vor, sondern wurden die Altlastenbeitrdge fiir jedes Kalendervierteljahr
gesondert festgesetzt, sodass die fiir die Anwendbarkeit der Bagatellgrenze malRgebende
Zusammenrechnung mehrerer Sdumniszuschldage nach § 217 Abs. 10 zweiter Satz BAO nicht
gilt (vgl. Ritz, BAO’, Rz 73).

Fiir nachstehende Abgabenschuldigkeiten waren daher die Sdumniszuschlage, die den Betrag
von 50 Euro nicht erreichen, nicht festzusetzen:

Abgabeschuldigkeiten (£€) Filligkeit

2007

Altlastenbeitrag 1. Quartal 1.312,00 15.05.2007

Altlastenbeitrag 2. Quartal 1.312,00 16.08.2007

Altlastenbeitrag 3. Quartal 1.312,00 15.11.2007
2009

Altlastenbeitrag 1. Quartal 2.128,00 15.05.2009

Altlastenbeitrag 2. Quartal 784,00 17.08.2009
2011

Altlastenbeitrag 1. Quartal 1.120,00 16.05.2011

Aus den dargelegten Erwagungen war daher spruchgemal zu entscheiden.

3. Zuldssigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Da das vorliegende Erkenntnis der angefiihrten Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes
folgt, war die Revision mangels Vorliegens einer Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung
nicht zuzulassen.

Linz, am 19. November 2024

14 von 14



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt und Beweiswürdigung
	2. Rechtliche Beurteilung
	3. Zulässigkeit einer Revision



